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2 International Corner

„Europa bleibt einer der engsten 
Handelspartner Minnesotas“
Tim Walz ist seit 2019 Gouverneur von Minnesota. Im Interview spricht der  
Demokrat darüber, wie er die Wettbewerbsfähigkeit seines Bundesstaats stärkt –  
und über die Herausforderung für die Wirtschaft, wenn Washington „engste  
Verbündete wie Gegner behandelt“.
Als Gouverneur hat die Wettbewerbs­
fähigkeit Minnesotas als Wirtschafts­
standort für Sie Priorität. Mit welchen 
konkreten Maßnahmen sorgt Ihre 
Regierung dafür, dass der Bundes­
staat wettbewerbsfähig bleibt – etwa 
in den Bereichen Steuern, Fachkräfte­
entwicklung oder Infrastruktur?
Tim Walz: Minnesota zu einem hervor­
ragenden Wirtschaftsstandort zu machen 
ist eine meiner obersten Prioritäten. Da­
für konzentrieren wir uns auf die Rah­
menbedingungen, die für Unternehmen 
am wichtigsten sind: ein starkes Inves­
titions- und Innovationsklima, den Auf­
bau eines qualifizierten Arbeitskräfte­
pools sowie langfristige Investitionen in 
die Infrastruktur.

Einer der größten Schritte, die wir 
unternommen haben, ist die Auflage 
des Minnesota Forward Fund – diese 
390-Millionen-Dollar-Initiative stärkt 
unsere Position im Wettbewerb um 
große Expansionsprojekte, indem wir 
Unternehmen, die an unserem Standort 
wachsen wollen, Zuschüsse, Kredite und 
erlassbare Darlehen bieten. Über unsere 
gesamten Förderprogramme hinweg – 
einschließlich des Minnesota Forward 
Fund, des Job Creation Fund und des 
Minnesota Investment Fund – haben wir 
allein im Jahr 2025 mehr als 164 Millionen 
Dollar investiert, um 69 Unternehmen 
beim Wachstum zu unterstützen und Tau­
sende neue Arbeitsplätze zu schaffen.

Die Wettbewerbsfähigkeit Minnesotas zu 
sichern bedeutet auch, in die Menschen 

zu investieren. Deshalb haben wir den Zu­
gang zu leistbarer Kinderbetreuung ausge­
baut, den Zugang zu Lehrstellen erweitert 
und Community Colleges sowie die beruf­
liche Weiterbildung für viele junge Men­
schen kostenlos zugänglich gemacht. Mit 
unserem Drive for 5 Workforce Fund qua­
lifizieren wir Arbeitskräfte gezielt für Man­
gelberufe in den Bereichen Technologie, 
Industrie, Bildung, Pflege und Handwerk. 

Die Infrastruktur ist ein weiterer Eck­
pfeiler unserer starken Wirtschaft, und 
hier haben wir Rekordinvestitionen ge­
tätigt. Im Jahr 2026 hat meine Regierung 
ein anleihenfinanziertes Investitions­
paket im Umfang von 1,2 Milliarden 
Dollar verabschiedet, um die kritische 
Wasserinfrastruktur zu stärken, wich­
tige Verkehrskorridore zu sichern und 
das Gemeinwesen in ganz Minnesota zu 
unterstützen. Diese Investition bildete 
den Höhepunkt von acht Jahren und über 
acht Milliarden Dollar an Infrastruktur­
investitionen während meiner Amtszeit 
als Gouverneur – einschließlich des his­
torischen Infrastrukturgesetzes von 2023 
über 2,6 Milliarden Dollar, des größten in 
der Geschichte unseres Bundesstaats. 

Wie beurteilen Sie den aktuellen Zustand 
der transatlantischen Beziehungen –  
und welche Bedeutung hat die EU für die 
Vereinigten Staaten und für Minnesota?
Das von der Trump-Administration ver­
ursachte Chaos eröffnet europäischen 
Ländern und US-Bundesstaaten die Chan­
ce, ihre direkte Zusammenarbeit wieder­
zubeleben. Die Bundesstaaten verfügen 

über weitreichende Autonomie, um ihre 
Volkswirtschaften zu gestalten, Unterneh­
men zu unterstützen und starke regionale 
Handelsbeziehungen aufzubauen. 

Europa bleibt einer der engsten Handels­
partner Minnesotas, und wir schätzen 
Geschäftsbeziehungen mit Ländern, die 
unser Bekenntnis zu Innovation, wirt­
schaftlichen Chancen und demokra­
tischen Werten teilen. Viele der Stärken 
Minnesotas stimmen eng mit den Prio­
ritäten Europas überein. Minnesota ist 
weltweit führend in der Medizintechnik 
und im Gesundheitswesen – als Grün­
dungsort von Medtronic und der Mayo 
Clinic bieten nur wenige andere Stand­
orte eine derart dynamische Mischung 
aus Start-ups, Branchenführern der Me­
dizintechnik, klinischer Expertise sowie 
Forschung und Entwicklung im Bereich 
der Life Sciences. Wir haben einige 
der ambitioniertesten Richtlinien für 
saubere Energie in den USA verabschie­
det und fördern gezielt das Wachstum 
bei erneuerbaren Energien, modernen 
Werkstoffen und nachhaltigen Flugkraft­
stoffen. Darüber hinaus ist Minnesota 
weltweit führend in der Landwirtschaft 
und Lebensmittelverarbeitung – von 
Dünge- und Futtermitteln bis hin zur 
Herstellung von Präzisionsmaschinen.

US-Bundesstaaten sind die Motoren für 
Innovation und Wirtschaftswachstum, 
und Minnesota ist bestrebt, Partner­
schaften zu vertiefen, die auf beiden 
Seiten des Atlantiks neue Chancen 
eröffnen.

In welche Richtung wird sich die 
US-amerikanische Wirtschaft  
Ihrer Meinung nach entwickeln,  
insbesondere vor dem Hintergrund  
der bevorstehenden Midterms?
Die Vereinigten Staaten waren wirt­
schaftlich immer dann am erfolg­
reichsten, wenn wir in die Menschen 
investiert, Innovationen gefördert und 
den Unternehmen die nötige Planungs­
sicherheit gegeben haben, um zu wach­
sen. Derzeit sorgt jedoch das, was aus 
Washington kommt, für erhebliche Vo­
latilität. Die größte Herausforderung für 
die US-Wirtschaft ist kein Mangel an Ta­
lenten oder Ideen – es ist die Instabilität. 
Unternehmen tätigen keine langfristigen 
Investitionen, wenn sich die Handels­
politik täglich ändert, unsere engsten 
Verbündeten wie Gegner behandelt wer­
den oder das Regieren im Krisenmodus 
zur Norm wird. Diese Unsicherheit er­
schwert es massiv, Personal einzustellen, 
zu investieren und zu wachsen.

Minnesota hat einen anderen Ansatz ge­
wählt. Wir haben langfristig in unsere 
Arbeitskräfte, unsere Infrastruktur und 
unsere Gemeinden investiert, denn 
Unternehmen brauchen die Gewissheit, 
dass sich die Regeln nicht von heute auf 
morgen ändern – und dass der Staat ein 
verlässlicher Partner ist.
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Tim Walz ist Gouverneur von Minnesota.
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15 Jahre an der Spitze der IV

Vor 15 Jahren wurde Christoph Neu­
mayer von Veit Sorger als General­

sekretär der Industriellenvereinigung 

berufen – ein Jubiläum, das im Haus der 
Industrie gebührlich gefeiert wurde.

Christoph Neumayer leitete zehn Jahre 
lang den Bereich Marketing & Kommu­
nikation, bevor er am 11. April 2011 vom 
damaligen IV-Präsidenten Veit Sorger 
zum Generalsekretär berufen wurde. Zum 
Schwarzenbergplatz 4 führte Neumayer 
ein Weg, der im ORF-Newsroom begann, 
wo er als ständiger freier Mitarbeiter der 
ORF-Minderheitenredaktion, später als 
Redakteur und Chef vom Dienst mit dem 
Schwerpunkt Innenpolitik und EU tätig 
war und sich auch als Betriebsrat enga­
gierte. 1995 erhielt er mit der Redaktion 
den Claus-Gatterer-Journalistenpreis.

Anfang September wurde Neumayers 
Jubiläum im Haus der Industrie mit einem 
hohen Aufgebot prominenter Gratulan­
ten aus Wirtschaft und Politik gefeiert. Es 
wird heuer nicht die letzte Jubiläumsfeier 
der IV bleiben: Den Verein selbst gibt es 
seit 1946 und damit seit 80 Jahren. 

Ehrenzeichen für Markus Beyrer

Markus Beyrer wurde im Haus der In­
dustrie mit dem Großen Silbernen 

Ehrenzeichen für Verdienste um die Repub­
lik Österreich ausgezeichnet.

BusinessEurope-Generaldirektor Markus 
Beyrer erhielt das Große Silberne Ehren­
zeichen aus den Händen von Wirtschafts­
minister Wolfgang Hattmannsdorfer; dieser 
überreichte ihm die Auszeichnung im Rah­
men eines Festakts für Beyrers Verdienste 
um die Republik Österreich und insbeson­
dere um die österreichische Industrie und 

den Wirtschaftsstandort. Die Ehrung fand 
mit dem Haus der Industrie an einem Ort 
statt, mit dem Beyrer eng verbunden ist: 
Von 2004 bis 2011 war er selbst General­
sekretär der Industriellenvereinigung und 
gestaltete über viele Jahre österreichische 
Industriegeschichte mit. Seit Ende 2012 
steht er an der Spitze von BusinessEurope 
in Brüssel, dem europäischen Arbeitgeber- 
und Industriedachverband. Zu dem Festakt 
im Haus der Industrie waren zahlreiche 
Weggefährtinnen und Wegbegleiter Beyrers 
gekommen.

Ehrungen
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Es ist ein Dilemma, das wir 
schon  lange erleben: Europa 
hat Ideen, Österreich nicht 
weniger; an Universitäten, in 

Forschungszentren, in Werkshallen ent­
stehen Technologien, die weltweit gefragt 
sind – das Problem beginnt, wenn daraus 
etwas Großes werden soll. Dann fehlt das 
nötige Kapital, und mit ihm die Chance, 
den Erfolg dort zu behalten, wo er ent­
standen ist. Das ist kein Startup-Pro­
blem – es ist ein Standortproblem, und es 
betrifft ein etabliertes Industrieunterneh­
men, das seine nächste Produktionslinie 
automatisieren will, genauso wie ein zwei 
Jahre altes Tech-Unternehmen mit den 
ersten zahlenden Kunden: Beide brau­
chen Kapital, das über den klassischen 
Bankkredit hinausgeht; beide treffen in 
Österreich auf einen Kapitalmarkt, der 
gut, aber dafür im Vergleich zu dünn ist. 
Eine kleine, offene, exportstarke Volks­
wirtschaft hat keine Wahl zwischen In­
novation und Stillstand. Der Heimmarkt 
ist zu klein für ein eigenes Wachstums­
modell, Wohlstand entsteht hier über 
den Verkauf im Ausland. Sobald ein Wett­
bewerber billiger, schneller oder digitaler 

produziert, ist die Antwort nicht Kosten­
senkung, sondern die nächste technolo­
gische Stufe. Und Innovation in diesem 
Sinn ist nicht nur die Gründung, sondern 
auch die Investition eines siebzig Jahre 
alten Maschinenbauers in eine neue Fer­
tigungstechnologie oder der Sprung eines 
Mittelständlers vom nationalen Nischen­
anbieter zum europäischen Marktführer. 
All das bindet Kapital über Jahre und 
trägt Risiko, das eine Bankbilanz nicht 
tragen will. Wer nur über Wagniskapital 
für Startups spricht, greift zu kurz – die 
Lücke liegt in der Wachstums- und Trans­
formationsfinanzierung quer durch alle 
Unternehmensgrößen.

Der geplante Scale-up-Dachfonds, der 
sich auch in der Industriestrategie findet, 
setzt an der richtigen Stelle an: Öffent­
liches Geld bündelt privates Kapital und 
fließt in professionelle Wachstumsfonds, 
die Eigenkapital statt Kredit bereitstellen. 
Er kann mehr sein als das nächste 
Förderinstrument – wenn unabhängige 
Profis Investitionsentscheidungen treffen 
und nicht Interessenvertretungen im 
Streit um Anteile.

Ein Dachfonds allein löst das Standort­
problem aber nicht. Was es zusätzlich 
braucht:
•	 Eine Behaltefrist in der Kapitalertrag­

steuer. Wer Aktien oder Fondsanteile 
über mehrere Jahre hält, sollte den 
Kursgewinn am Ende steuerfrei stellen 
können. Das lenkt Kapital dorthin, 
wo es Unternehmen wirklich beim 
Wachsen hilft, statt es in kurzfristigen 
Umschichtungen zu binden.

•	 Mehr Aktien in Pensionskassen und 
Abfertigungskassen. Österreichisches 
Vorsorgekapital ist reichlich vorhanden 
und wird traditionell zu vorsichtig 
veranlagt. Eine stärkere Aktienquote in 
der kapitalgedeckten Vorsorge brächte 
dieses Geld näher an heimische 
Wachstumsunternehmen.

•	 Steuerlich attraktivere Mitarbeiter­
kapitalbeteiligung. Sie bindet 
Beschäftigte an den Erfolg ihres 
Unternehmens und macht Eigen­
kapital zu einer Quelle, die nicht nur 
institutionelle Anleger kennen.

•	 Tempo bei der europäischen Kapital­
marktunion. Ein fragmentierter 

EU-Kapitalmarkt schadet gerade 
kleinen, offenen Volkswirtschaften 
am meisten, weil sie am stärksten 
auf grenzüberschreitendes Kapital 
angewiesen sind.

Ohne gestärkten Kapitalmarkt wird es 
immer schwieriger mit dem Wirtschafts­
wachstum. Patente, Talente und gute Ge­
schichten stammen dann weiter von hier, 
Produktion, Gewinne und strategische 
Entscheidungen liegen woanders. Ein 
Kapitalmarkt, der auch etablierten Unter­
nehmen Eigenkapital für den nächsten 
großen Schritt bietet, ist für eine Volks­
wirtschaft, die vom Export lebt, essen­
ziell. Er ist die Voraussetzung dafür, dass 
das, was hier erfunden wird, auch hier 
groß werden darf.

Ihr

Christoph Neumayer  
IV-Generalsekretär

Ohne Kapitalmarkt  
keine Weltmarktführer
Österreich kann Ideen. Was fehlt, ist das Kapital, sie hier zu Ende  
zu denken – bei jungen Unternehmen genauso wie bei etablierten.

Grafik des Monats Zahl des Monats

Auf diese Summe steigen Österreichs ge­
samtstaatliche Zinsausgaben laut Fiskalrat 
bis zum Jahr 2030; mehr als das Dreifache 
des Werts von 2022 (4,3 Mrd. Euro). Auch 
die Zinsquote steigt deutlich, von 1,0 % auf 
2,3 % des BIP. Getrieben wird das von den 
hohen Budgetdefiziten der vergangenen 
Jahre sowie davon, dass günstige Anleihen 
aus der Niedrigzinsphase nun zu deutlich 
höheren Sätzen refinanziert werden müs­
sen. Mit durchschnittlich 10,4 % pro Jahr 
wachsen die Zinsausgaben schneller als 
jede andere Budgetposition und engen 
den Spielraum weiter ein.

Das faktische Pensionsantrittsalter hat sich 
zwischen 1970 und 2024 nur wenig verän­
dert – Männer gingen 1970 mit 61,9 Jahren 
in Pension, 2024 mit 62,3; bei Frauen blieb 
der Wert mit 60,4 Jahren praktisch gleich. 
Die Lebenserwartung mit 65 Jahren stieg 
im selben Zeitraum hingegen deutlich stär­
ker: So stieg sie bei Männern von 76,8 auf 
83,8 Jahre sowie bei Frauen von 80,0 auf 
86,7 Jahre an, jeweils rund 7 Jahre mehr. 
Daraus ergibt sich eine erwartete Pensions­
bezugsdauer von aktuell 21,4 Jahren bei 
Männern und 26,3 Jahren bei Frauen; 1970 
waren es noch 14,9 bzw. 19,6 Jahre. Für die 
gesetzliche Pensionsversicherung, die nach 
dem Umlageverfahren finanziert wird, ist 
das ein zentraler Kostentreiber. Zusätzlich 
verschärft wird die Lage dadurch, dass die 
geburtenstarken Jahrgänge nun sukzessive 
in Pension gehen, während gleichzeitig we­
niger jüngere Erwerbstätige nachrücken, 
um das Umlagesystem zu finanzieren.

13,5 
Mrd. Euro
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Österreicher sind immer länger in Pension
Lebenserwartung mit 65 Jahren und Pensionsantrittsalter nach Geschlecht bis 2024, in Jahren

Fo
to

: I
V,

 G
ra

fik
: S

el
ek

tiv

Leitartikel

Quellen: Statistik Austria, Selektiv



4 Fachkräfte/Energie September 2026

 

Fo
to

s:
 A

do
be

 S
to

ck
, B

M
LU

K-
H

em
er

ka

Talent moves, Europe wins: Internationale 
Fachkräfte gezielter anwerben
In Alpbach standen für die Industriellenvereinigung die Fachkräfte im Zentrum. In den nächsten zehn bis zwölf Jahren 
könnten in Österreich demografisch bedingt rund 540.000 Arbeitskräfte fehlen.

Klimagesetz – Gold-Plating der Superlative
Das Klimaziel 2040 ist eine schwere Hypothek für den Standort. Sie betrifft die Industrie  
sehr wohl – und auch die Menschen, die deutlich mehr für ihren Sprit, für die Heizung ihrer  
Wohnung und für das tägliche Leben zahlen werden müssen. 

Die Bundesregierung hat sich 
darauf verständigt, das seit 
Jahren diskutierte Klima­
gesetz, nun aber wirklich, 

zunächst in Begutachtung zu schicken 
und in weiterer Folge im Parlament be­
schließen zu lassen. Ausgangspunkt für 
den jüngsten politischen Anlauf war das 
Gezerre um die Dürrehilfen für die Land­
wirtschaft: Es ist der SPÖ gelungen, 
kurzfristig notwendige Hilfen für schwer 
betroffene Landwirte mit einem lang­
fristig hochrelevanten Thema wie dem 
Klimagesetz zu junktimieren. Mittler­
weile wurden um diese beiden Themen 
eine Reihe weiterer Gesetze, etwa das 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 
oder das CCS-Gesetz, zu einem Paket zur 
politischen Umsetzung geschnürt, was es 
naturgemäß schwieriger machen soll, ein­
zelne inhaltliche Punkte zu lobbyieren.

Bleiben wir beim Klimagesetz und des­
sen zentralem und alle anderen Aspekte 

weit überragendem Kernpunkt – dem 
nationalen Alleingang, bis 2040 Klima­
neutralität erreichen zu wollen; und nicht 
bis zum Jahr 2050, wie sich dies die EU 
als Ganzes zum Ziel gesetzt hat: Letztlich 
bedeutet dieses Mega-Gold-Plating eine 
schwere Hypothek für den Standort und 
für die Menschen in diesem Land. Das 
ist der zentrale Grund für die vehemente 
und auch weiterhin aufrechte Ablehnung 
dieses politischen Vorhabens durch die 
IV. 

Dabei ist es irreführend zu behaupten, 
diese Klimaneutralität 2040 gelte nicht 
für die Industrie – denn auch Unter­
nehmen, die dem Emissionshandel 
unterliegen (und für deren unmittelbare 
Emissionen weiterhin der EU-Emissions­
handel relevant ist), sind natürlich auf 
Transportleistungen angewiesen, die 
teurer werden; sie kaufen Vorprodukte 
und Energie in Österreich ein, die teurer 
werden; und zahlen Löhne, die aufgrund 

der getriebenen Inflation ebenfalls teurer 
werden. Für die überwältigende Vielzahl 
der produzierenden Unternehmen, die 
nicht dem Emissionshandel unterliegen, 
würde 2040 ohnedies voll gelten – mit 
all den Belastungen, die aus dem Klima­
gesetz und insbesondere den in weite­
rer Folge darauf aufbauenden Gesetzen 
folgen.

Im Übrigen gilt die angesprochene Hypo­
thek auch für die Menschen in unserem 
Land, die deutlich mehr für ihren Sprit, 
für die Heizung ihrer Wohnung und für 
das tägliche Leben zahlen werden müssen.

Die Besonderheit dieser politischen 
Chuzpe liegt nun darin, dass die Mil­
liarden an Mehrkosten für dieses Gold-
Plating der Superlative tatsächlich kei­
nerlei (in Zahlen: 0) Nutzen für das Klima 
bedeuten. Österreich ist Teil der EU und 
damit Teil der EU-Klimaverpflichtung 
gegenüber den Vereinten Nationen und 

dem Paris-Prozess; und Österreich ist 
Teil der Klimaverpflichtung der EU in 
ihrem Innenverhältnis mit der im EU-
Klimagesetz verankerten Zielsetzung, 
bis 2050 klimaneutral zu sein. Wenn also 
Österreich bereits 2040 klimaneutral 
ist, bedeutet das lediglich, dass andere 
Staaten in der EU etwas mehr Spiel­
raum für eigene Emissionsreduktionen 
bekommen – die EU wird deshalb den­
noch erst bis 2050 klimaneutral –; dem 
Klima hat der Sonderweg Österreichs 
also nichts gebracht.

Das Bekenntnis der IV zur Transforma­
tion des Energiesystems steht bei alle­
dem außer Streit. Auch wenn das Ziel 
der Klimaneutralität im gesamteuropäi­
schen Rahmen bis 2050 für die Industrie 
unglaublich anspruchsvoll ist – ist es zu­
mindest mehr als ein teures politisches 
Hirngespinst.

Expertenmeinung von DIETER DREXEL 

Dieter Drexel, IV-Experte für Klima, Infrastruktur, 
Transport, Ressourcen, Energie

Österreich steuert auf eine mas­
sive Fachkräftelücke zu: In den 
nächsten zehn bis zwölf Jahren 
könnten dem Arbeitsmarkt de­

mografisch bedingt rund 540.000 Arbeits­
kräfte fehlen. Gleichzeitig verliert das 
Land gut integrierte internationale Talen­
te – genau jene Menschen, die Wirtschaft, 
Forschung und Innovation dringend brau­
chen. Migration muss daher als Teil der 
Fachkräftelösung verstanden werden; 
internationale Fachkräfte brauchen klare 
Perspektiven, rasche Verfahren und ein 
attraktives Arbeits- und Lebensumfeld.

Auf Basis zweier Policy-Analysen der Inter­
nationalen Organisation für Migration for­
muliert die IV sechs Empfehlungen:
1.	 Bindung vor Anwerbung: Die Bindung 

internationaler Arbeits- und Fach­
kräfte, die bereits in Österreich leben, 
muss politische und gesellschaftliche 
Priorität werden. Zwischen 2011 und 
2023 haben 170.000 gut integrierte 
Zugewanderte Österreich wieder 
verlassen.

2.	 Schnellere Anerkennung von Quali­
fikationen: Der Weg zur Anerkennung 
ausländischer Abschlüsse muss ein­
facher und schneller werden. Derzeit 
arbeiten mehr als 40 Prozent der 
Drittstaatsangehörigen in Österreich 
unter ihrem Qualifikationsniveau.

3.	 Internationale Studierende als 
Zielgruppe: Mehr als die Hälfte der 
internationalen Bachelorabsolven­
tinnen und -absolventen verlässt 
Österreich binnen drei Jahren. Diese 
Gruppe muss aktiv gewonnen werden.

4.	 Gezieltere Anwerbung und einfachere 
Rot-Weiß-Rot-Karte: Derzeit über­
schreitet ein Viertel der Verfahren die 
gesetzliche Frist.

5.	 Österreichweites Skills-Monitoring: 
Eine Skills Agency soll evidenz­
basierte Grundlagen für die Fach­
kräftepolitik liefern.

6.	 Rasche Fachkräftestrategie: Die von 
der Regierung angekündigte Fach­
kräftestrategie muss rasch beschlossen 
und konsequent umgesetzt werden.

Auch beim Europäischen Forum Alpbach 
widmete die IV dem Thema eine Session 
mit rund 40 Spitzenvertreterinnen und 
-vertretern aus Industrie, Wirtschaft und 
Politik, darunter EU-Kommissar Magnus 
Brunner, Bildungsminister Christoph 
Wiederkehr und IV-Vizepräsidentin Sa­
bine Herlitschka. Klar wurde: Wer inter­
nationale Talente gewinnen und halten 
will, muss den alltäglichen Umgang mit 
Zugewanderten, Verwaltung und Arbeits­
markt zusammendenken. Für den In­
dustriestandort Österreich wird das zur 
Schlüsselaufgabe.
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Technology Talks Austria 2026:  
Mutige Zukunftsinvestitionen
Die Tech Talks widmeten sich der Frage, wie Europa wissenschaftliche Exzellenz in technologische Stärke,  
industrielle Wertschöpfung und strategische Resilienz übersetzen kann.

Bei den Technology Talks Aus­
tria 2026 lag im September unter 
dem Leitthema „Empowering 
Europe: Technological Leader­

ship for a Resilient Future“ mit mehr als 
1.000 Teilnehmern aus Industrie, For­
schung und Politik der Fokus darauf, wie 
Europa wissenschaftliche Exzellenz in in­
dustrielle Wertschöpfung und strategische 
Resilienz übersetzen kann. 

IV-Präsident Georg Knill betonte in seiner 
Eröffnung, dass Europa angesichts des 
globalen Technologiewettbewerbs wie­
der zum aktiven Gestalter seiner Zukunft 
werden müsse. Trotz des hohen Drucks in­
vestieren Leitbetriebe weiterhin massiv in 
F&E und übernehmen unternehmerisches 
Risiko; zwei Drittel der österreichischen 
Forschungsausgaben werden von Unter­
nehmen getragen. „Damit Wertschöpfung 
und Arbeitsplätze in Österreich und Euro­
pa bleiben, brauche es jetzt konsequenten 
Fokus auf Forschung, Technologie und 
Innovation und mehr Tempo bei der Um­
setzung der Industriestrategie“, so Knill.

Der von der Industriellenvereinigung 
organisierte Arbeitskreis „Taking the 
Quantum Leap: How can Europe become 
the industrial powerhouse of quantum 
technologies?“ brachte Perspektiven aus 
Politik, Wissenschaft, Industrie und Start­
ups zusammen. Herausragende Grund­
lagenforschung  eröffnet zunehmende 
Möglichkeiten für konkrete industrielle 
Anwendungen; weltweit wird massiv in 
Quantentechnologien investiert. Der EU 
Quantum Act, den die EU-Kommission 
im zweiten Halbjahr vorlegen wird, soll die 
Rahmenbedingungen in Europa setzen. 
IV-Vizepräsidentin Sabine Herlitschka be­
tonte, es brauche mutige Ziele für weltweit 
skalierbare Produkte in Quantentechno­
logien. Ein Beispiel: Europa soll bis 2030 
den ersten Quantencomputer der nächsten 
Generation auf den Markt bringen. 

Beim IV-CEO-Industriefrühstück mit 
Bundesministerin Eva-Maria Holzleitner, 
Bundesminister Peter Hanke, Staatssekre­
tärin Elisabeth Zehetner sowie CEOs füh­
render Technologieunternehmen standen 

die Prioritäten bei der Umsetzung der In­
dustriestrategie und anstehende FTI-poli­
tische Weichenstellungen im Mittelpunkt. 
Gefordert wurden klare Schwerpunkte bei 
Schlüsseltechnologien und zugleich die 
Stärkung themenoffener Instrumente wie 
der Forschungsprämie, der FFG-Basis­
programme und der Christian Doppler 
Labore sowie die Absicherung des Fonds 
Zukunft Österreich; ebenso wie der Ein­
satz für ein starkes EU-Forschungsrahmen­
programm mit mindestens 200 Mrd. Euro. 

Zudem gelte es, den Startup- und Scaleup-
Dachfonds nach internationalem Vorbild 
rasch umzusetzen. 

Europas technologische Stärke entsteht 
dort, wo exzellente Forschung rasch in 
industrielle Anwendungen und skalierbare 
Lösungen überführt wird. Die IV fordert 
daher, dass Österreich und Europa gezielt 
in Schlüsseltechnologien investieren, den 
Technologietransfer beschleunigen und 
den Risikokapitalmarkt stärken müssen.

Industriestrategie: Drei neue  
FTI-Maßnahmen auf den Weg gebracht
„Leading Companies“ werden bei Forschung und Entwicklung unterstützt und die Förderagenturen an  
Schlüsseltechnologien ausgerichtet.

Anfang September wurde das 
neue FFG-Programm „Lea­
ding Companies“ vorgestellt, 
das global agierende und füh­

rende Unternehmen bei der Ausweitung 
ihrer F&E-Aktivitäten und beim Aufbau 
leistungsfähiger Innovationsökosysteme 
unterstützt. Die „Leading Company“ de­
finiert dabei eine technologiegetriebene 
F&E-Roadmap zur Erschließung von Zu­
kunftsmärkten, aktiviert das Ökosystem 
und bringt über die Förderungen hinaus 
substanzielle Eigeninvestitionen ein. 

In Phase 1 des Programms ist die Vorberei­
tung einer F&E-Roadmap im Fokus (Ein­
reichfrist: 30.11.2026); danach werden die 
ausgewählten Roadmaps vertieft und Öko­
systeme aufgebaut. In Phase 2 (ab Herbst 
2027) gehen die Projekte in Umsetzung. 
Insgesamt stehen 60 Mio. € zur Verfügung.

Entscheidend ist aus Sicht der IV, Ins­
trumente und Maßnahmen zu einzelnen 
Schlüsseltechnologien gut aufeinander 
abzustimmen, um geballte Kraft ent­
wickeln zu können. Dazu zählt auch,  

die themenoffenen FFG-Basisprogramme 
konsequent fortzuführen und auszubauen.

Anfang September wurden weitere FTI-
Maßnahmen aus der Industriestrategie in 
Umsetzung gebracht: Die Förderagenturen 
FFG, aws, CDG und ABA werden an 
einem Leitbild 2030 ausgerichtet, das neun 
Handlungsfelder umfasst, u. a. die Ausrich­
tung auf die definierten neun Schlüssel­
technologien, die Erprobung des Prinzips 
„Made in Europe“ in geeigneten Instru­
menten, eine verbesserte Organisation der 

Marktüberleitung, die Anwendung des 
Once-only-Prinzips und ein gemeinsamer 
internationaler Auftritt. 

Schließlich wird mit dem geöffneten För­
dercall (Einreichung bis 7.10.2026) für die 
Teilnahme am „Important Project of Com­
mon European Interest on Advanced Semi­
conductor Technology (IPCEI AST)“ eine 
der strategischen Schlüsselmaßnahmen der 
Industriestrategie in Umsetzung gebracht. 
Dafür stehen für Österreich 80  Mio.  € zur 
Verfügung.
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Entscheidender Baustein  
für Wachstum und Vorsorge

Im Sommer ist sie kurz aufgeflammt, die Debatte 
rund um eine Behaltefrist – aufgebracht von der 
ÖVP, unterstützt von den Neos, allerdings gegen 
den Widerstand der SPÖ nicht durchsetzbar, zu­

mal sie auch nicht im Regierungsprogramm steht. Fast 
überraschend startete die ÖVP nun mit dem „Zukunfts­
depot“ in den politischen Herbst: Für alle Kinder bis 
zum 18. Lebensjahr soll ein spesen- und gebührenfreies 
Anlagedepot geschaffen werden, mit dem jährlich bis zu 
5.000 Euro spesen- und gebührenfrei angelegt werden 
können. Das Kapital bleibt dabei aber ausnahmslos bis 
zum 18.  Geburtstag des Kindes gesperrt, Kursgewinne 
bis zum 18.  Geburtstag sind gänzlich von der Kapital­
ertragssteuer (KESt) befreit – danach anfallende Ge­
winne müssen ganz normal versteuert werden. Auch bei 
vergleichsweise niedrigen Sparbeträgen von monatlich 
50 Euro könnte so bis zum 18. Geburtstag des Kindes ein 
Vermögen von 21.000 Euro anwachsen. 

Die budgetären Folgen des Zukunftsdepots wären ge­
ring: Die teilnehmenden Banken würden die Spesen 
und Gebühren nicht ersetzt bekommen, hier würden 
dem Staat jedenfalls keine Kosten entstehen, so ÖVP-
Familienministerin Claudia Bauer – der Vorteil des Zu­
kunftsdepots bestehe für die Banken in langfristiger 
Kundenbindung. Ministerin Bauer plant darüber hinaus 
ein „Startguthaben“ für das Zukunftsdepot: Zum Kosten­
punkt von rund 40 Mio. Euro sollen allen 2027 gebore­
nen Kindern 500 Euro an Guthaben bei Einrichtung eines 
Zukunftsdepots zuteilwerden.

Die Volkspartei will sich zwar weiterhin für die Wieder­
einführung einer allgemeinen Behaltefrist einsetzen, in 
der derzeitigen Regierungskonstellation scheint das je­
doch nicht möglich. Das Zukunftsdepot wäre aber bereits 
ein Schritt in diese Richtung, denn immerhin gäbe es 
dann eine Behaltefrist für Kinder und Jugendliche. „Und 
das könnte zu einem gesellschaft­
lichen Umdenken beitragen: weg 
von der Wahrnehmung des Kapi­
talmarkts als Instrument für Spe­
kulation, hin zu einem stärkeren 
Bewusstsein für dessen langfristige 
Ertragschancen und den Nutzen 
dieser Gewinne für die breite Ge­
sellschaft. Die Wiedereinführung 
der allgemeinen Behaltefrist ist der 
nächste logische Schritt“, so IV-Ge­
neralsekretär Christoph Neumayer. 

Deutschland: Vorsorgedepot für alle
In Deutschland geht das staatlich geförderte Vorsorge­
depot bereits einen Schritt weiter als das Zukunftsdepot 
in Österreich: Mit Jahresstart 2027 gibt es in Deutschland 
ein gefördertes Altersvorsorgedepot für alle – ohne Bei­
tragsgarantie kann dann in ETFs, Fonds und ELTIFs in­
vestiert werden; die Anbieterkosten sind auf ein Prozent 
pro Jahr gedeckelt. Gefördert 
werden bis zu 1.800 Euro Jah­
reseinzahlung mit einer ge­
staffelten Zulage von bis zu 540 
Euro, eine steuerbegünstigte 
Aufzahlung ist bis 6.840 Euro 
möglich. Für Kinder ab sechs 
Jahren zahlt der Staat über die 
geplante Frühstart-Rente zu­
sätzlich zehn Euro monatlich ein. Parallel dazu empfiehlt 
die Alterssicherungskommission in ihrem Bericht eine 
kapitalgedeckte Komponente in der ersten Säule der ge­
setzlichen Rentenversicherung: Ab 2028 soll ein über zu­
sätzliche Lohnnebenkosten finanzierter Beitrag in einen 
individuellen Kapitalstock fließen. Ob das wirklich kommt, 
ist noch offen, bisher gibt es zumindest ein klares Bekennt­
nis. Der Koalitionsausschuss beschloss Anfang Juli, alle 
33 Kommissionsempfehlungen umzusetzen. Das Gesetz­
gebungsverfahren soll laut Bundeskanzler Merz noch 2026 

abgeschlossen werden.

In eine ähnliche Kerbe schlägt der Vor­
schlag von Bundeskanzler Stocker, 
einen Staatsfonds einzurichten, der sei­
ne Gelder am Kapitalmarkt veranlagt 
und dessen Erträge die staatlichen Bei­
träge zu den Pensionen stützen sollen. 
Anders als in Deutschland will Stocker 
das aber nicht über Lohnnebenkosten 
finanzieren und individuell gestalten, 
sondern den Fonds aus Dividenden der 
Staatsbeteiligungen speisen; als Vorbild 
dient Norwegen. „Das wäre allerdings 
keine Lösung des strukturellen Finan­
zierungsproblems – ein solcher Fonds 
kann ein Beitrag sein, begleitet von 
längst überfälligen Strukturreformen 
des Pensionssystems“, so IV-General­
sekretär Neumayer. Wäre er bereits 
2015 nach norwegischem Vorbild ge­
startet worden, läge das Vermögen 2026 
bei rund sieben Milliarden Euro, wie 
Berechnungen des Wirtschaftspolitik-
Mediums Selektiv ergeben haben. Bei 
sechs Prozent Rendite ab 2027 läge das 
Vermögen 2032 bei 15,4 Milliarden Euro 
und 2041 bei rund 35 Milliarden. Der­
zeit schießt der Staat den Pensionen aus 
dem Bundesbudget rund 33 Milliarden 
Euro jährlich zu.  

Bei der zweiten Säule des Pensionssystems, der be­
trieblichen Vorsorge, konnte sich die Regierung bereits 
auf eine Reform einigen. Kernstück ist ein neues Stan­
dardprodukt der Pensionskassen: Beschäftigte können 
ihre Ansprüche aus der „Abfertigung neu“ künftig 
freiwillig und kostenfrei in eine Pensionskasse über­

tragen – unabhängig davon, 
ob der eigene Arbeitgeber 
eine entsprechende Lösung 
anbietet. Ergänzend ent­
steht ein neues, freiwilliges 
Veranlagungsmodell ohne 
Kapitalgarantie, das höhere 
Ertragschancen eröffnen 
soll. Der Nachholbedarf ist 

beträchtlich: Während hierzulande nur rund sieben 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts in Pensionskassen 
veranlagt sind, liegt dieser Wert in Dänemark bei etwa 
206 Prozent.

Fast jeder Dritte besitzt Wertpapiere
Das Interesse der Bevölkerung am Kapitalmarkt ist da­
bei durchaus vorhanden: Daten des Aktienforums zei­
gen, dass mittlerweile rund 2,4 Millionen Österreicher 
Wertpapiere besitzen, das ist fast jeder Dritte. Unter 
den Wertpapierbesitzern sind Investmentfonds und 
Aktien die beliebtesten Anlageformen; Anleihen sind 
weniger beliebt, ihr Anteil steigt jedoch in den letzten 
Jahren an. Weitere 1,4 Millionen Österreicher können 
sich grundsätzlich vorstellen, in Wertpapiere zu inves­
tieren. Im internationalen Vergleich zeigt sich jedoch, 
dass Verbesserungspotenzial besteht: Österreich liegt 
beim Aktienbesitz unter dem EU-Schnitt. Ein großes 
Hindernis ist hier fehlendes Finanzwissen und die weit­
verbreitete Skepsis, der Kapitalmarkt sei zu risikoreich 
und rein spekulativ. Auch deshalb liegt weiterhin mehr 
Geld in Sparbüchern als in Wertpapieren.

„Ein tieferer Kapitalmarkt würde nicht nur der priva­
ten Vorsorge der Österreicher zugutekommen, son­
dern auch den österreichischen Unternehmen, dem 
Wirtschaftswachstum und damit dem gesamten Stand­
ort“, sagt Neumayer. Österreichs Unternehmensfinan­
zierung ist stark kreditbasiert – für Wachstums- und 
Technologieunternehmen, die Eigenkapital brauchen, 
ist das ein strukturelles Problem: In der Europäischen 
Union waren die Venture-Capital-Investitionen zuletzt 
zehnmal niedriger als in den USA – europäische Start­
ups suchen Kapital oft im Ausland oder verlagern ihren 
Sitz dorthin. Die Kapitalmarktunion soll das ändern. 
„Ob der politische Wille dazu reicht, wird sich zeigen 
– sowohl in Österreich als auch auf EU-Ebene. Die 
Zeit drängt jedenfalls, denn ein starker Kapitalmarkt 
ist unabdingbar, wenn wir den nächsten Aufschwung 
finanzieren wollen“, sagt der IV-Generalsekretär 
abschließend. 

Wenn Österreich den Kapitalmarkt für die private  
Vorsorge attraktiver macht, hat das gleich mehrere  
positive Effekte: Vorsorgelücken werden geschlossen, 
das staatliche System wird entlastet – und nicht 
zuletzt wird der Kapitalmarkt zur Finanzierung von 
Innovation und Wachstum gestärkt.

„Ein starker Kapitalmarkt 
ist unabdingbar, wenn wir 
den nächsten Aufschwung  

finanzieren wollen.“



Coverstory 7IV-POSITIONEN

„Europa verfügt über enormes privates Vermögen“

Wo liegen die größten Herausforderungen  
für den österreichischen Kapitalmarkt?
Angelika Sommer-Hemetsberger: In Ös­
terreich hat sich bereits einiges getan – aber 
im europäischen Vergleich zu nordischen 
Staaten wie Dänemark und Schweden fehlt 
es an einer stärkeren Kapitalmarktkultur. 
Davon verdienen 1,3 Millionen Menschen 
weniger als 3.000 Euro netto. Österreich 
ist noch immer sehr stark vom klassischen 
Sparbuch- und Einlagendenken geprägt. 
Wir haben hohe private Ersparnisse, aber 
vergleichsweise wenig davon fließt in 
produktive Kapitalmarktinvestitionen. 
Damit verzichten wir auf zwei Dinge: auf 
langfristige Renditechancen für die Men­
schen und auf Eigenkapital für unsere 
Unternehmen.

Was braucht es, damit der Kapitalmarkt 
für mehr Österreicher attraktiv wird?
Hier gab es in den letzten Jahren große 
Sprünge nach oben. Unser einmal jähr­
lich erhobenes Aktienbarometer zeigt, 
dass mittlerweile mehr als ein Drittel der 
Österreicherinnen und Österreicher Wert­
papiere besitzen. Das Thema Wertpapiere 
und Kapitalmarkt ist also in der Mitte der 
Gesellschaft angekommen. 

Damit der Kapitalmarkt attraktiver wird, 
braucht es drei Dinge: Erstens mehr Fi­
nanzbildung – und zwar möglichst früh. 
Zweitens: einfache und verständliche 
Möglichkeiten zum langfristigen Investie­
ren. Und drittens entsprechende steuer­
liche Anreize für langfristige Vorsorge und 
Vermögensbildung.

Besonders wichtig ist es, früh anzusetzen 
– wenn Menschen schon in jungen Jahren 
Erfahrungen mit langfristigem Investieren 
machen, entsteht über Jahrzehnte eine 
andere Anlagekultur. Ein Zukunftsdepot 
für Kinder und Jugendliche kann hier ein 
wichtiger Baustein sein.

Welche Rolle kann der Kapitalmarkt  
bei der privaten Altersvorsorge spielen?
Eine sehr wichtige – allerdings als Ergän­
zung zur gesetzlichen Pension und nicht als 
deren Ersatz.

Wer über 20, 30 oder 40 Jahre regelmäßig 
und breit diversifiziert investiert, kann am 
Wachstum und an der Wertschöpfung von 
Unternehmen teilhaben und zusätzliches 
Vermögen für das Alter aufbauen.

Österreich nutzt dieses Potenzial bislang 
viel zu wenig. Auch die betriebliche Alters­
vorsorge ist im Vergleich zu Ländern mit 
stärker kapitalgedeckten Systemen relativ 

wenig ausgeprägt. Deshalb sollten wir die 
drei Säulen unseres Pensionssystems bes­
ser ausbalancieren: eine starke gesetzliche 
Pension, ergänzt durch eine leistungsfähi­
gere betriebliche und private Vorsorge.

Welche Bedeutung hat ein stärkerer 
Kapitalmarkt für Österreichs Wirtschaft 
und Unternehmen?
Ein leistungsfähiger Kapitalmarkt ist 
ein wesentlicher Standortfaktor – 
Unternehmen brauchen Kapital, um zu 
investieren, zu wachsen, Innovationen 
zu finanzieren und neue Arbeitsplätze 
zu schaffen.

Banken bleiben der zentrale Finanzie­
rungspartner, aber gerade für innovative 
und schnell wachsende Unternehmen 
reicht Fremdkapital alleine oftmals nicht 
aus; sie brauchen Eigen- und Risikokapital. 
Die EU-Kommission weist darauf hin, dass 
ein erheblicher Teil des zusätzlichen euro­
päischen Investitionsbedarfs innovative 
Unternehmen und KMU betrifft, die nicht 
ausschließlich über Banken finanziert wer­
den können.

Es geht daher nicht um Kapitalmarktpoli­
tik als Selbstzweck: Ein stärkerer Kapital­
markt bedeutet mehr Investitionen, mehr 
Innovation, mehr Wachstum – und letzt­
lich mehr wirtschaftliche Resilienz im Falle 
von Krisen.

Wie beurteilen Sie die aktuelle Reform 
der betrieblichen Altersvorsorge – und wo 
besteht noch Handlungsbedarf?
Die Reform geht mit einer stärkeren Öff­
nung der zweiten Säule bereits in die richti­
ge Richtung. Hier darf man aber jetzt nicht 
stehen bleiben, weitere Schritte müssen 

folgen – denn nur rund jeder vierte Er­
werbstätige erhält derzeit oder künftig eine 
Leistung aus einer Pensionskasse. Genau 
hier liegt langfristig großes Potenzial. Unser 
Ziel sollte sein, dass möglichst viele Arbeit­
nehmer während ihres Erwerbslebens 
systematisch zusätzliches Pensionskapital 
aufbauen können. Entscheidend ist dabei 
der langfristige Veranlagungshorizont: 
Wer über Jahrzehnte vorsorgt, braucht 
Rahmenbedingungen, die langfristige, di­
versifizierte Kapitalmarktveranlagungen 
ermöglichen.

Wo liegen die Grenzen nationaler Maß­
nahmen beim Thema Kapitalmarkt – und 
welche Rolle spielt die europäische Ebene?
Österreich kann national sehr viel tun: bei 
der Besteuerung, bei der Finanzbildung, 
bei der Altersvorsorge, bei der Förderung 

von Mitarbeiterbeteiligungen und bei den 
Rahmenbedingungen für private Investi­
tionen. Auf europäischer Ebene ist die Sa­
vings and Investments Union ein wichtiger 
Ansatz. Europa verfügt über enormes pri­
vates Vermögen – die entscheidende Frage 
ist, wie wir mehr davon für Wachstum, In­
novation, Transformation und Infrastruk­
tur in Europa mobilisieren können. 

In Österreich fehlt es im Vergleich zu nordischen Ländern an einer stärkeren 
Kapitalmarktkultur – aber auch auf EU-Ebene muss sich etwas bewegen. 

Angelika Sommer-Hemetsberger ist Präsidentin 
des Aktienforums

Ein leistungsfähiger  
Kapitalmarkt ist  
ein wesentlicher  
Standortfaktor.
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HTL: Gemeinsam die Technikschule der Zukunft weiterentwickeln

Die HTL ist ein Erfolgsmodell des 
Industriestandorts Österreich – 

gleichzeitig liegt der Mädchenanteil in 
den Technikschulen vielerorts weiterhin 
nur bei rund 20 Prozent. Mit der Initia­
tive m:ndset HTL treiben Industriellen­
vereinigung, die MINTality Stiftung und 
mittlerweile knapp 30 HTLs einen öster­
reichweiten Veränderungsprozess voran: 
Ziel ist es, HTLs mädchenfreundlicher 
zu gestalten und mehr junge Frauen für 
Technik und Innovation zu gewinnen.

Im Zentrum stehen die m:ndset Groups, 
in denen Direktion, Lehrkräfte, Schü­
lerinnen und Unternehmenspartner ge­
meinsam Projekte entwickeln und um­
setzen. IV-Mitgliedsunternehmen sind 
nunmehr eingeladen, sich über HTL-
Kuratorien und bestehende Schulkoope­
rationen aktiv einzubringen. Gemeinsam 

können so Rahmenbedingungen ge­
schaffen werden, die mehr Mädchen für 
technische Bildungswege begeistern und 
langfristig die Fachkräftebasis stärken.

Parallel dazu arbeitet das Bildungs­
ministerium an neuen HTL-Lehrplänen, 
die ab 2027/28 gelten sollen. Die IV be­
gleitet diesen Prozess und organisiert 
Austauschformate zwischen Industrie 
und Bildungsministerium, um den Unter­
nehmen die Mitgestaltung der Zukunft 
der Technikschule zu ermöglichen.

Reformpartnerschaft Bildung: Bessere Steuerung im Bildungsbereich 
Mit der Reformpartnerschaft arbei­

ten Bund, Länder und Gemein­
den an strukturellen Verbesserungen in 
zentralen Zukunftsbereichen – darunter 
auch Bildung. Ziel ist es, Zuständigkeiten 
klarer zu regeln, Doppelgleisigkeiten 
abzubauen und öffentliche Leistungen 
effizienter zu organisieren. Im Bildungs­

bereich wurden zuletzt wichtige Eini­
gungen erzielt. Aus IV-Sicht besonders 
erfreulich sind das geplante Bundes­
qualitätsrahmengesetz für die Elemen­
tarpädagogik mit bundesweit verbind­
lichen Mindestqualitätsstandards, das 
Prinzip „Personal aus einer Hand“ an 
Schulen, mehr Autonomie für Schul­

leitungen sowie die Modernisierung 
und Vereinheitlichung der digitalen 
Schulverwaltung.

Die Industriellenvereinigung hat sich im 
Vorfeld mit klaren Positionen einge­
bracht; viele zentrale Anliegen wurden 
aufgegriffen. Damit ist ein wichtiger 

Schritt gelungen – für bessere Bildung, 
mehr Vergleichbarkeit und eine stärke­
re Fachkräftesicherung. Entscheidend 
ist nun die rasche gesetzliche Umset­
zung. Die IV wird sich dafür einsetzen, 
dass sich diese Einigung nun auch in 
konkreten gesetzlichen Änderungen 
widerspiegelt. 

Wien HTL Traun Kärnten

Camillo Sitte Bautechnikum HTL Grieskirchen HTL Ferlach

HTL Spengergasse Salzburg HTL Villach

HTL Wien West HTL Saalfelden/Pongau HTL Wolfsberg

TGM Wien Steiermark Vorarlberg 

Burgenland HTL Kaindorf HTL Bregenz 

HTL Eisenstadt HTL Kapfenberg HTL Dornbirn 

HTL Pinkafeld HTL Leoben HTL Rankweil 

Niederösterreich HTL Weiz Tirol/Südtirol

HTL Hollabrunn HTL Zeltweg HTL Innsbruck-Anichstraße

HTL Krems HTL Trieben HTL Innsbruck-Trenkwalderstraße

Oberösterreich HBLA Forstwirtschaft  

Bruck an der Mur

HTL Reutte

HTL Braunau Technologische Fachoberschule 

„Max Valier“ BozenHTL Steyr

„Brauchen ein klares Bekenntnis zum 
Leistungsgedanken“ 
Therese Niss, die im Mai 2026 den Vorsitz des IV-Ausschusses für Bildungspolitik übernahm, bringt als Geschäfts-
führerin der Mitterbauer Beteiligungs GmbH und ehemalige Nationalratsabgeordnete sowohl ihren industriellen Hin-
tergrund als auch ihre politische Erfahrung in diese neue Aufgabe ein. Bildungsfragen sind ihr in allen Funktionen ein 
Hauptanliegen – nicht zuletzt als Vorständin der MINTality-Stiftung, die seit 2022 Mädchen für Technik begeistert.

Frau Niss, Sie haben den Vorsitz  
des bildungspolitischen Ausschusses  
der IV übernommen. Was motiviert Sie  
zu diesem Engagement und wo wollen 
Sie Ihre Schwerpunkte setzen?
Therese Niss: Bildung war mir immer 
schon ein Anliegen und ein Schwerpunkt 
meiner Tätigkeit, denn sie ist der Schlüs­
sel für eine erfolgreiche Zukunft aller. Ich 
freue mich sehr, dass ich das jetzt zentral 
in der IV einbringen kann. Ich schätze den 
breiten Zugang der IV sehr – vom Kinder­
garten über Schule und Berufsbildung bis 
hin zu Hochschule und Weiterbildung –, 
denn diese greifen wie Zahnräder inein­
ander, wenn es darum geht, Kompeten­
zen für Gesellschaft und Arbeitsmarkt 
hervorzubringen. Die Elementarbildung 
z. B. ermöglicht Eltern nicht nur ihr En­
gagement am Arbeitsmarkt, sie ist auch 
die beste Prävention gegen Kompetenz­
lücken und Bildungsabbruch. Wenn ich 
ein Herzensthema nennen soll, dann ist es 
wohl MINT – und vor allem, mehr Mäd­
chen dafür zu begeistern.

Täuscht der Eindruck oder hat die 
Bildungspolitik unter der aktuellen 
Bundesregierung an Dynamik 
gewonnen? Wie schätzen Sie die 
aktuellen Initiativen ein?
Das ist auch mein Eindruck – mit neuen 
Deutschfördermaßnahmen, dem Chan­
cenbonus für Schulen, neuen Lehrplänen 
und einem neuen „mittleren Manage­
ment“ an Schulen wurden vom Bildungs­
minister schon wichtige Schritte gesetzt. 
Jetzt gilt es, die vielen weiteren Visionen 
konsequent umzusetzen; und dabei dür­
fen die berufliche Bildung und MINT 
nicht zu kurz kommen. 

Mit der MINTality-Stiftung oder zuletzt 
dem von Ihnen initiierten Cross-Men­
toring-Programm sind Sie mehrfache 
Kooperationspartnerin der IV. Welche 
Vision einer Verbindung von Industrie 
und Bildung steht dahinter?
Mit Cross Mentoring bringen wir Schul­
leitungen und Führungskräfte aus der 
Wirtschaft in den Austausch; oder mit 

M:ndset HTL, einem von der IV mitini­
tiierten MINTality-Projekt, machen wir 
den Schultyp HTL gemeinsam attraktiver 
für Mädchen. Es geht immer um einen Aus­
tausch auf Augenhöhe, der die Bedürfnisse 
und Perspektiven aller Seiten ernst nimmt. 
Wir leisten dabei die Übersetzungsarbeit, 
und siehe da – dann klappt es sehr gut.

Der Prozess zur Hochschulstrategie 2040 
läuft noch bis Anfang 2027 – was sind 
Ihre Top-Anliegen?
Wir brauchen dringend zukunftsfitte 
Hochschulen mit klaren Profilen, mehr 
Exzellenz und einer konsequenten Aus­
richtung auf die Bedarfe unseres Standorts. 
Dazu gehören starke Industriekooperatio­
nen, schlanke Strukturen in der Hochschul­
governance und ein klares Bekenntnis 
zum Leistungsgedanken: in der Steue­
rung, seitens der Lehrenden wie auch von 
den Studierenden selbst. Österreich kann 
es sich nicht leisten, dass Studien deut­
lich länger dauern als im OECD-Schnitt: 
Laut OECD schließen nur 21 % der 

Bachelorstudierenden ihr Studium in der 
Regelstudienzeit ab, gegenüber 43 % im 
OECD-Durchschnitt. Unser Ziel müssen 
mehr hoch qualifizierte Absolventinnen 
und Absolventen, kürzere Studiendauern 
und ein System sein, das Leistung, Quali­
tät, Exzellenz und Innovation konsequent 
fördert.

INFORMATION:
Kontakt zur Mitwirkung:
wolfgang.haidinger@iv.at und  
viktor.fleischer@iv.at

m:ndest HTL: Mitwirkende Schulen (Stand September 2026)
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Pension Overshoot Day:  
Heuer schon am 10. August  
Seit diesem Tag ist Österreichs Pensionssystem heuer rechnerisch  
auf Steuergeld angewiesen – so früh wie noch nie.

Seit dem 10. August ist Österreichs Pensionssystem 
heuer rechnerisch auf Steuergeld angewiesen. 
An diesem Tag waren die Pensionsbeiträge eines 
ganzen Jahres aufgebraucht – seither springen die 

Steuerzahler ein, heuer mit rund 34,1 Milliarden Euro oder 
240 Millionen Euro pro Tag. Der Pension Overshoot Day, 
den die Junge Industrie jährlich erhebt, macht sichtbar, was 
in der Pensionsdebatte gerne im Ungefähren bleibt: Das 
Umlagesystem trägt sich längst nicht mehr selbst und die 
Rechnung landet bei jenen, die heute einzahlen.

Die Berechnung beruht auf dem Mittelfristgutachten der 
Alterssicherungskommission vom November 2025. Das 
Ergebnis? Der Stichtag rückt Jahr für Jahr nach vorne: vom 
19. August 2023 über den 16. August 2024 und den 12. Au­
gust 2025 auf heuer den 10. August. Damit fiel der Pension 
Overshoot Day erstmals noch vor den Tag der Jugend, 
was einer gewissen Ironie nicht entbehrt: Noch bevor der 
Internationale Tag der Jugend beginnt, ist das Geld für 
deren Pensionen bereits verbraucht. Ohne Reformen wan­
dert der Stichtag laut Gutachten bis 2030 auf den 5. August.

Hier stellt sich die Frage: Wie soll sich das ausgehen? 
Auf die klaffende Lücke wies JI-Bundesvorsitzender 
Eduard Fröschl auch vor der Großbaustelle der Pensions­
versicherungsanstalt im zweiten Wiener Gemeindebezirk 
hin. Zwischen Kran und Gerüst wird dort kräftig in das 
neue Gebäude investiert – während dem Pensionssystem 
rechnerisch das Geld ausgeht; treffender lässt sich die 
Schieflage kaum darstellen. Zusätzlich machte medial 
dieses Jahr auch erstmals eine breite Allianz junger Indus­
trie- und Wirtschaftsvertreter auf die markante Schieflage 

aufmerksam; ein Schulterschluss jener Generation, die das 
System aktuell finanziert.

Die Stoßrichtung ist klar: Es braucht Reformen im Um­
lagesystem und einen ehrlichen Einstieg in die kapital­
gedeckte Vorsorge. Dass mit Zukunftsdepot und Staats­
fonds-Debatte zuletzt Bewegung in das Thema gekommen 
ist, zeigt, dass sich Beharrlichkeit auszahlt. Der nächste 
logische Schritt: eine allgemeine Behaltefrist – damit sich 
langfristige Vorsorge am Kapitalmarkt für alle lohnt.

Sommerwochenende  
in der Wachau  
Mitte Juni kamen JI-Mitglieder aus ganz Ös­

terreich in der Wachau zusammen – zum 
Sommerwochenende 2026 zwischen Wein­
bergen, Donau und guten Gesprächen. Den 

Auftakt machte bereits am Freitag der Leaders Circle: 
Bundesvorsitzender Eduard Fröschl gab einen Einblick in 
die inhaltlichen Schwerpunkte der kommenden Monate; 
im Austausch mit Unternehmer Stephan Zöchling wurde 
über Industrie, Standort und Unternehmertum diskutiert. 
Das offizielle Programm eröffnete eine Betriebsbesichti­

gung bei Winzer Krems, bevor es weiter in die Wachau 
ging: auf den Loibenberg, mit der Zille über die Donau 
und am Abend zur Sonnwendfeier. Für inhaltlichen Input 
sorgte der Impulsvortrag von Startup-Gründerin Anna 
Marton, organisiert von der Landesgruppe Niederöster­
reich/Burgenland. Vor allem aber blieb Zeit für das, was 
die Junge Industrie ausmacht: Begegnung und Austausch 
über Bundesländergrenzen hinweg. Die Vorfreude auf das 
nächste Wiedersehen – bei der Bundestagung in Leoben 
Anfang Oktober – ist damit garantiert.

SEKT, KAVIAR  
UND EINE LEBER-
KÄSSEMMEL 
Im Sommer ist ein Ruck durch die Wirtschafts­
kammer gegangen. Durch Medienberichte 
wurde bekannt, was manche Personen in der 
Wiener Wirtschaftskammer über ihre Mitglie­
der in der Industrie so denken. „Vom Kaviar-
Frühstück kommend in den Sektbrunch“, hieß 
es da – garniert mit Vokabeln, die ich nicht 
unbedingt wiederholen möchte.

Ich habe dabei an mein eigenes Frühstück in 
dieser Woche gedacht: eine Leberkässemmel 
und ein schwarzer Kaffee, eingenommen um 
halb acht auf einer Baustelle. Die Tasse dazu 
haben wir gleich bedrucken lassen: „Kaviar­
frühstück. Sektbrunch.“ steht darauf. Wenn 
einem das Klischee der abgehobenen Industrie 
schon serviert wird, darf man es mit Selbstiro­
nie auch an den Absender zurückgehen lassen.

Aus dieser Tasse ist mehr geworden: die „JI 
Breakfast Challenge“. Junge Unternehmerinnen 
und Unternehmer aus ganz Österreich zeigten 
seither, wie ihr Tagesstart tatsächlich aussieht – 
in der Werkshalle, der Produktion oder auf der 
Baustelle. Kein Kaviar weit und breit – dafür 
Menschen, die früh aufstehen, Verantwortung 
für ihre Teams tragen und sich jeden Tag im 
Wettbewerb behaupten. Es ist die beste Ant­
wort auf eine solche Polemik: einfach zeigen, 
wie es wirklich aussieht.

Die Sache bleibt jedoch ernst: Die Wirtschafts­
kammer braucht eine echte und tiefgreifende 
Reform – schlankere Strukturen statt Doppel­
gleisigkeiten, Transparenz bei Bezügen und 
Spesen und spürbar niedrigere Umlagen für die 
Mitglieder, die das alles bezahlen. Eine perso­
nelle Veränderung ist noch keine Reform. Und 
die Reformbemühungen dürfen die heiklen 
Fragen nicht liegen lassen – dafür setzen wir 
uns als JI auch weiterhin ein.

Denn die junge Generation von Unternehme­
rinnen und Unternehmern hat wenig übrig 
für Grabenkämpfe zwischen Institutionen. Sie 
will wissen, ob sich Leistung noch lohnt und 
ob ihre Beiträge sinnvoll und zweckmäßig ein­
gesetzt werden. Darüber sollten wir streiten – 
gerne auch zugespitzt, aber miteinander statt 
übereinander. 

Zum Beispiel bei einem Frühstück auf der Bau­
stelle, morgens um halb acht. Die Leberkäs­
semmel geht gerne auf mich. Der Kaviar bleibt 
daheim – den hat aber ohnehin keiner von uns 
im Kühlschrank. Bon appétit!

Eduard Fröschl, 
Bundesvorsitzender der Jungen Industrie

Fo
to

s:
 S

te
fa

n 
Si

m
on

ov
ic

, J
I-N

Ö
/B

gl
d,

 J
I

JI-Mitglieder aus ganz Österreich beim Sommerwochenende 2026 in der Wachau.

JI-Bundesvorsitzender Eduard Fröschl vor der Baustelle der Pensions­
versicherungsanstalt: „Wie soll sich das ausgehen?“
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Wo steht Vorarlbergs Wettbewerbs­
fähigkeit in Europa?   
Klare Botschaft beim IV-Sommerempfang: Vorarlberg verbessert sich – fällt aber trotzdem zurück.

Vorarlberg in Europas Liga  
der 234 Regionen
Am 29.6. standen die Wettbewerbsfähig-
keit des Standorts und ein datenbasierter 
Vergleich mit europäischen Regionen 
im Mittelpunkt des traditionellen Som-
merempfangs von Vorarlbergs IV und JI. 
Zentrales Ergebnis: Vorarlberg verbessert 
sich in absoluten Zahlen zwar leicht, ver-
liert im europäischen Vergleich aber an 
Tempo – und fällt im Ranking zurück.

Wo steht Vorarlberg? 
Über 350 Gäste aus Industrie, Wirtschaft, 
Politik, Gesellschaft und Medien folgten 
der Einladung in den Business Club des 
SCR Altach. Passend zum Veranstaltungs-
ort stellte unsere IV den Abend unter das 
Motto „Leistung“ und knüpfte dabei be-
wusst an den Wettbewerbscharakter von 
Spitzensport und Standortentwicklung an.

Leistung ist kein Zufall
IV-Geschäftsführer Simon Kampl eröffne-
te mit einer klaren Einordnung: „Am Ende 
zählt, wo wir im Vergleich zu anderen Re-
gionen stehen.“ Auf dieser Basis hat die IV-
Vorarlberg eine umfassende eigene Analyse 
erstellt. Grundlage dafür ist der Regional 
Competitiveness Index (RCI) der Europäi-
schen Kommission, der alle drei Jahre rund 
70 Indikatoren für 234 Regionen vergleicht. 
Da die aktuellen Ergebnisse erst im Herbst 
2026 veröffentlicht werden, hat die IV-Vor-
arlberg die neuesten verfügbaren Daten 
selbst ausgewertet und zu einem aktuali-
sierten Gesamtranking zusammengeführt.

Platz 66 von 234 
IV-Präsident Elmar Hartmann präsen-
tierte die Ergebnisse: „Wir haben die ak-
tuellsten verfügbaren Daten für alle 234 
europäischen Regionen ausgewertet und 
daraus ein aktuelles Ranking erstellt.“ 
Das Ergebnis: Vorarlberg liegt aktuell auf 
Platz 66 von 234 Regionen. Der Indexwert 
ist zwar gestiegen – von 110,6 auf 113,7; 
dennoch hat Vorarlberg im Ranking im 
Vergleich zum Jahr 2022 Plätze verloren. 
„Wir machen zwar leichte Fortschritte, 

aber andere sind schneller. Wenn wir drei 
Schritte nach vorne machen und die an-
deren fünf – dann fallen wir zurück. Ge-
nau das passiert derzeit“, so Hartmann.

Rückgang im Vergleich  
mit ähnlichen Standorten
Noch deutlicher zeigt sich die Entwicklung 
im Vergleich mit strukturell ähnlichen In-
dustrieregionen in Europa. Dafür hat die 
IV-Vorarlberg aus den 234 Regionen jene 
83 ausgewählt, die sich durch eine hohe 
Industriequote, vergleichbare Wirtschafts-
struktur und ähnliche Rahmenbedingun-
gen auszeichnen. In einem eigens erstellten 
Ranking liegt Vorarlberg auf Platz 34 von 
83 Regionen – nach Platz 29 im Jahr 2022.

Andere handeln schneller
Während sich zentrale Kennzahlen 
wie Produktivität, Beschäftigung und 

Bildungsabschlüsse teilweise verbessert 
haben, zeigen sich Schwächen bei digita-
len Kompetenzen, Basisbildung und der 
wirtschaftlichen Verwertung von Inno-
vationen. „Unser Standort ist grundsätz-
lich solide aufgestellt, aber im Vergleich 
fehlt zunehmend die Dynamik. Die Ana-
lyse zeigt sehr klar: Der Reformstau in 
der Politik wird immer sichtbarer – wäh-
rend andere Regionen schneller han-
deln und damit an uns vorbeiziehen“, so 
Hartmann.

Dänemark als Referenz  
für strukturelle Reformen
Als Benchmark nennt die IV-Vorarlberg 
Dänemark: Alle fünf dänischen Regio-
nen befinden sich konstant im oberen 
europäischen Drittel. Im IMD World 
Competitiveness Ranking 2026 belegt 
Dänemark Platz sechs – Österreich steht 

auf Platz 29, nach Platz 19 im Jahr 2021 
und Platz 11 im Jahr 2007.

Der Vergleich im Detail macht die struk-
turellen Unterschiede deutlich; ob im 
Pensionssystem, in der Kinderbetreuungs-
quote, dem Staatshaushalt, der Anzahl der 
Gemeinden/Kommunen oder der Kran-
kenhäuser. „Dänemark steht vor den glei-
chen Herausforderungen wie wir: Demo-
grafie, Fachkräftemangel, Energiekosten. 
Der Unterschied liegt nicht in den Proble-
men, sondern im Umgang damit – und in 
konsequenten Reformen. Dänemark zeigt, 
dass kleine Länder durch konsequente Re-
formen dauerhaft zur europäischen Spitze 
gehören können“, betont Hartmann.

Leistung und Reformfähigkeit 
entscheidend
Aus Sicht der IV-Vorarlberg sind die Er-
folgsfaktoren klar: Effizienz staatlicher 
Strukturen, Investitionen in Bildung und 
Innovation sowie langfristig ausgerichtete 
Politik. „Nicht die Größe von Systemen ist 
entscheidend, sondern deren Qualität. Er-
folgreiche Standorte passen ihre Strukturen 
laufend an neue Realitäten an – unabhän-
gig von politischen Zyklen“, so Hartmann. 
Gleichzeitig fordert die IV mehr Reform-
dynamik in Österreich: „Leistung ist kein 
Zufall – sie ist das Ergebnis von Entschei-
dungen. Und diese Entscheidungen müs-
sen getroffen werden.“

Was zählt, sind Leistung  
und strukturelle Reformen
Zum Abschluss stellte Hartmann die zen-
trale Frage in den Raum: „Wo soll Vorarl-
berg im Jahr 2030 stehen? Der Standort hat 
das Potenzial, aufzusteigen. Voraussetzung 
ist aber, dass wir bereit sind, Leistung 
konsequent einzufordern und notwendige 
strukturelle Reformen umzusetzen. Leis-
tung ist kein Zufall. Wer im Wettbewerb 
bestehen will, muss Reformen genauso 
ernst nehmen wie Innovationen.“ Fo
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Wettbewerb und Leistung waren das Thema bei unserem bereits 18. Sommerempfang.

Starkes Medienecho auf unsere Präsentation der aktuellen Wettbewerbsfähigkeit Vorarlbergs unter 234 europäischen Regionen.
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Unser Sommerempfang –  
im SCR Altach Business Club   
350 Gäste aus Industrie, Wirtschaft, Politik, Gesellschaft und Medien beim 18. Sommerempfang von IV- und JI-Vorarlberg. 
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1.	 Thomas Pichler (Doppelmayr), Hubert 
Rhomberg (Rhomberg Bau), IV-Präsident 
Elmar Hartmann, IV-GF Simon Kampl, 
Stephan Ratt (Rattpack).

2.	 Andreas Neuhauser (illwerke vkw),  
Stefan Fitz-Rankl (FHV).

3.	 Hubert Bertsch sen., Thomas Lorünser 
(Photeon), Hubert Bertsch jun. 

4.	 IV-Präsident Elmar Hartmann,  
LH-Stv. Christof Bitschi.

5.	 Vorarlbergs Rang unter Europas 234 
Regionen, präsentiert von IV-Präsident 
Elmar Hartmann.

6.	 Christian Beer (Heron), Hubert Rhomberg 
(Rhomberg Bau).

7.	 Gerald Fleisch (KHBG), Angelika Simma-
Wallinger (ORF).

8.	 Verena Eugster ( JW), Bernhard Bereuter 
(AMS), Bianca van Dellen (TUN).

9.	 Karlheinz Kopf (WKV), LH Markus Wall-
ner, BR-Präsidentin Christine Schwarz-
Fuchs, IV-Präsident Elmar Hartmann.

10.	IV-Präsident Elmar Hartmann, Petra 
Kreuzer (WKV), Thomas Bolt (AGV).

11.	IV-GF Simon Kampl führte  
durch den Sommerempfang. 

12.	Stephan Sagmeister (Hypo), Markus 
Raith (Russmedia), Günther Rupp (Bank 
Austria).

13.	Georg Burtscher (Russmedia), Bernhard 
Ölz (Prisma), Markus Klement (ORF), 
Gerald Fleisch (KHBG).

14.	Nina Ernst ( JI), Philipp Peer ( JW).
15.	Wolfram Senger-Weiss (Gebrüder Weiss), 

BR-Präsidentin Christine Schwarz-Fuchs.
16.	Mike Pichler (Siemens), Michael 

Casagranda (Silberball).
17.	Claudia Neumayr und Jakob Sieber  

(Expat Service).
18.	Peter Pfanner (Pfanner), IV-Präsident 

Elmar Hartmann.
19.	Thomas Erath (Zumtobel), Michael Alge 

(RLB).

20.	Bgm. Guido Flatz, Brigitte Eggler-Bargehr 
(Rechnungshof ), LAbg. Bernie Weber. 

21.	Andreas Pichler (Bifo), Maresa Hoffmann 
(mathida), Clemens Fröwis (Metriqa).

22.	Hubert Bertsch sen. (Bertsch Holding), 
Katharina Kleinehakenkamp (Hilti), 
Johann Schallert (Bandex).

23.	Martin Ohneberg (Henn), Lisa-Sophia  
und Stephan Ratt (Rattpack). 

24.	Daniel Wüstner (Rauch), Thomas Pichler 
(Doppelmayr), JI-Vorsitzender Kilian 
Dorner (Dorner electronic).

25.	Michael Metzler (ZM3), Andrea Längle 
(Längle Oberflächen), Wolfgang Sila 
(Fohrenburg).



IDEEN BEWEGEN 
WIRTSCHAFT 
Innovation braucht Vernetzung.  

Liebe Leserinnen und Leser,

Innovationen sind ein zentraler Schlüssel 
für die langfristige Wettbewerbsfähigkeit 
von Unternehmen. Gerade in wirtschaft-
lich herausfordernden Zeiten schaffen In-
vestitionen in Innovation die Grundlage für 
Stabilität, Wachstum und die Erschließung 
neuer Chancen.

Dabei wird immer deutlicher: Innovation 
entsteht heute selten im Alleingang. 

Neue Ideen entwickeln sich vor allem durch 
den Austausch unterschiedlicher Perspekti-
ven, durch Zusammenarbeit und das Teilen 
von Wissen. Im Sinne von „Open Innova-
tion“ werden bestehende Lösungen gemein-
sam weiterentwickelt und schneller in die 
Praxis gebracht.

Eine entscheidende Rolle spielen dabei leis-
tungsfähige Netzwerke und Plattformen. Sie 
ermöglichen es, voneinander zu lernen, Res-
sourcen zu bündeln und Innovationen wirk-
sam voranzutreiben. Investitionen bleiben 
wichtig, gewinnen jedoch durch Kooperatio-
nen und Partnerschaften zusätzlich an Kraft.

Gerade in Vorarlberg entfaltet diese Form 
der Zusammenarbeit besonderes Potenzial: 
Gewachsene Netzwerke und kurze Wege 
schaffen ideale Voraussetzungen für den Aus-
tausch zwischen Unternehmen, Startups und 
Talenten sowie für den schnellen Transfer 
von Ideen in die Praxis. Initiativen wie das 
Gravitat in Dornbirn, VUTURE.TECH oder 
die Plattformen der Industriellenvereinigung 
zeigen, wie aus regionaler Vernetzung kon-
krete Erfolge entstehen können.

Innovation muss langfristig gedacht werden, 
auch in Krisenzeiten. In einer dynamischen 
Welt braucht es Anpassungsfähigkeit, Of-
fenheit und den Mut, neue Wege zu gehen. 
Technologien wie künstliche Intelligenz oder 
Robotics eröffnen dabei zusätzliche Möglich-
keiten. Entscheidend bleiben jedoch Vernet-
zung, Vertrauen und der offene Austausch.

Lassen Sie uns Innovation und Zusammen-
arbeit als gemeinsame Grundlage nutzen, um 
die Zukunft aktiv zu gestalten!

Ihr 
Michael Gebhard 
IV-Vorstandsmitglied
reg. Geschäftsleiter Vorarlberg Firmen
BTV Vier Länder Bank AG

12 September 2026Vorarlberg
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Konjunkturumfrage Q2
An der aktuellen Konjunkturumfrage von IV-Vorarlberg und WKV für das 2. Quartal 
2026 haben sich 32 Unternehmen mit insgesamt 22.789 Beschäftigten beteiligt.  

V  orarlbergs Industrie stabilisiert sich nur ganz 
leicht, von einem Aufschwung kann keine Rede 
sein: Der Geschäftsklima-Index liegt im 2. Quartal 
2026 bei +2,4 Punkten – kaum über dem Vorjahres-

niveau (+2,1). Sieben von zehn Unternehmen erwarten keine 
Verbesserung, kein einziges bessere Erträge. Gleichzeitig ver-
lor der Produktionssektor seit Jahresbeginn 443 Beschäftig-
te – ebenso viele, wie öffentliche Verwaltung, Gesundheit, 
Soziales und Bildung gemeinsam dazugewannen. Kurzfristig 
stabilisiert das die Beschäftigung, langfristig stellt sich aber 
die Frage: Wer erwirtschaftet künftig den Wohlstand, der So-
zialstaat, Infrastruktur und öffentliche Leistungen finanziert? 
Für einen starken Industriestandort braucht es weniger Lohn
nebenkosten und Bürokratie, schnellere Verfahren sowie eine 
wettbewerbsfähige Industrie- und Energiepolitik. 

Vorarlberg ist Österreichs Industriebundesland Nr. 1: Rund 
jeder dritte Arbeitsplatz und etwa 40 % der Wertschöpfung 

hängen direkt oder indirekt von einer erfolgreichen Industrie 
ab. Die entscheidende Frage lautet: Wollen wir auch künftig 
in Vorarlberg entwickeln, produzieren und exportieren – oder 
schauen wir zu, wie Wertschöpfung weiter Schritt für Schritt 
ins Ausland abwandert?

ARBEITSBESUCH DER IV-TIROL IN VORARLBERG 

Vorarlbergs Industrie hat einiges zu bieten – das wollten sich 
unsere Tiroler IV-Kollegen genauer ansehen. Gemeinsam mit 
IV-Präsident Elmar Hartmann und Geschäftsführer Simon 
Kampl besichtigten IV-Tirol-Präsident Max Kloger und sein 
Geschäftsführer Michael Mairhofer die Industrieunternehmen 
Zumtobel und Rauch sowie unser neues IV-Haus der Zukunft. 
Tirol und Vorarlberg verbindet mehr als nur geografische 
Nähe: Beide Regionen sind geprägt von energieintensiver 
Produktion, starker Exportorientierung und herausfordernder 
Topografie – aber sie dürfen bei den Standortkosten nicht den 
Kürzeren ziehen. Im Fokus war daher die zentrale Frage, wie 

Industrie wettbewerbsfähig bleiben kann; mit drei konkreten 
Hebeln: 1. Faire Netzkosten, die regionale Vorleistungen nicht 
bestrafen. 2. Eine verlässliche Arlberg-Verbindung, die Waren 
konsequent auf die Schiene bringt. 3. Rahmenbedingungen, 
die Investitionen im Westen erleichtern. Industrielle Stärke 
entsteht nämlich genau dort, wo Betriebe planen, produzieren 
und ihre Waren zuverlässig auf internationale Märkte bringen 
können. Die beiden IV-Landesgruppen Tirol und Vorarlberg 
ziehen hier weiter an einem Strang – für faire Kosten, bessere 
Anbindung und mehr Gewicht des Westens in Wien. Wir be-
danken uns für diesen Besuch!

 

Geschäftsklima

  

Eindrucksvolles Medienecho zur KJU-Pressekonferenz am 21.07. im IV-Haus der Zukunft in Bregenz.




